
 

 

Vereint gegen ein Europa des Kapitals 
 
Antragsteller/innen: Heike Boldt (KV Oldenburg/Ammerland), Arne Brix (KV Oldenburg/Ammerland), 
Kathrin Otte (KV Lüneburg), Thorben Peters (KV Lüneburg), Steffen Schumann (KV 
Oldenburg/Ammerland), Haimo Stiemer (KV Oldenburg/Ammerland), Janis Wisliceny (KV Lüneburg) 

 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
 
Die Europäische Union befindet sich in der Krise. Der europäische Zusammenhalt zerfällt 
unter dem Druck der vor allem von Deutschland durchgesetzten neoliberalen 
Austeritätspolitik und die soziale Spaltung wie das Erstarken der Rechtspopulisten vergiften 
das gesellschaftliche Klima in vielen EU-Staaten. Während sich die Banken in der 
Finanzkrise hemmungslos am öffentlichen Eigentum bereichert haben, wurde die 
Daseinsvorsorge zugunsten der großen Kapitaleigner privatisiert und sind die Löhne sowie 
Renten gesunken, in den südlichen Ländern zum Teil dramatisch. Die Kluft zwischen Arm 
und Reich und die Ungerechtigkeit werden damit immer größer. Der Großteil der 
Bevölkerung trägt die Lasten von Steuersenkungen für Reiche und Unternehmen und einer 
unverantwortlichen Renten- und Gesundheitspolitik. Die viel beschworene Idee einer EU der 
Freiheit und des Friedens hat sich spätestens seit dem Vertrag von Lissabon als ein Projekt 
der neoliberalen Umverteilung und der deutschen Hegemonie entpuppt. Aus den Freiheiten 
sind vor allem Verpflichtungen und Zwänge für die Menschen geworden. Die Verpflichtung, 
privat vorzusorgen und sich abzusichern, der Zwang zur Mobilität, der Druck, aus einem 
falschen Sicherheitsverständnis Rechte wieder einzuschränken. Die EU hat sich entpuppt 
als ein Projekt der militärischen Aufrüstung und der menschenverachtenden 
Flüchtlingspolitik. Diese Europapolitik verliert zu Recht an Zustimmung in der Bevölkerung. 
 
In dieser Situation wittern die rechtspopulistischen und faschistischen Kräfte in Europa ihre 
Chance. Sie wollen die bevorstehenden Europawahlen nutzen, um das Europaparlament zu 
einem Dach für eine europaweite rechte Bewegung zu machen. Sie wollen den Kulturkampf 
von rechts zuspitzen – für eine Politik des nationalen Egoismus und für eine Verschärfung 
der ohnehin schon erbarmungslosen und mörderischen Abschottungspolitik. Sie lenken ab 
von den sozialen Rechten der Bevölkerung um gleichwertige Lebens- und 
Arbeitsbedingungen für alle und verschärfen die soziale Ungleichheit. 
 
Die LINKE. Niedersachsen wird sich den rechten Kräften, der Aufrüstung und der 
neoliberalen Ungerechtigkeit entschieden entgegenstellen. Wir werden den 
Europawahlkampf nutzen, um die Menschen in ihrem Alltag von einer neuen Politik der 
sozialen Sicherheit und des Friedens zu überzeugen, für einen politischen Aufbruch der 
solidarischen Kräfte. Wir stehen für eine Europäische Union der Menschen und nicht des 
Kapitals. Wir wollen im Wahlkampf die lokalen, kommunalpolitischen Fragen mit den 
europäischen verbinden. Und wir wollen unsere Verankerung vor Ort ausbauen und starker 
Teil der internationalen Bewegungen sein, für ein Europa des Friedens, der Menschenrechte 
und der sozialen Gerechtigkeit. 
 
Als erste Schritte der Vorbereitung für den Wahlkampf beschließt der Landesparteitag: 
 

1. Der Landesvorstand wird beauftragt, im Vorfeld des Bonner Europaparteitages ein 
Europapolitisches Forum zu organisieren, zu dem alle Mitglieder der Landespartei 
eingeladen werden. Die Vorbereitung des Forums soll unter Einbeziehung der 
Antragsteller/innen des Antrages “Wahl einer Wahlkampfleitung und 
Kulturkommission“ sowie der Antragsteller/innen dieses Antrags erfolgen. Das Forum 
soll der inhaltlichen Vorbereitung des Europaparteitages sowie der Mobilisierung der 
Mitgliedschaft für den Wahlkampf dienen. 

 



 

 

2. Der Landesvorstand wir beauftragt, zeitnah und in Absprache mit dem Präsidium des 
Landesausschusses ein Konzept für eine Wahlkampfkommission vorzuschlagen. 
Dieses soll dem nächsten Landesausschuss vorgelegt, von diesem beschlossen, 
gewählt und einberufen werden. 

 
Begründung: 
 
Die Antragsteller/innen begrüßen ausdrücklich, dass auch der Europawahlkampf Thema des 
Oldenburger Landesparteitages ist. Im Interesse einer erfolgreichen Wahlkampfführung ist 
uns wichtig 1. die inhaltliche Diskussion im Landesverband zur Europapolitik anzuregen 
(auch hinsichtlich der Mobilisierung der Mitglieder für den Wahlkampf) und 2. geordnete 
Wahlen für eine Wahlkampfkommission einzuleiten. Wir müssen gemeinsam über Europa, 
über die EU diskutieren, um gemeinsam in den Wahlkampf gehen zu können. Wir hoffen, 
dass der aus unserer Sicht satzungskonforme Verfahrensvorschlag zur Einberufung einer 
Wahlkampfkommission den Interessen der Antragsteller/innen des Antrags “Wahl einer 
Wahlkampfleitung und Kulturkommission“ gerecht wird und eine die Landespartei in ihrer 
Gesamtheit einbeziehende Lösung darstellt. 


